Bundesrat Herbst 2025

A1 zu InitiativA1l: Freiwilligkeit statt Zwang — keine Rickkehr zur Wehrplicht!

Antragsteller*innen Bundesleitung

Antragstext

Von Zeile 13 bis 17:

1. allgemeiner Pflichtdienst, unabh&ngig ob militarisch oder zivil, entspricht
nicht[Leerzeichen]den Grund- und Freiheitsrechten und der Vorstellung einer
selbstbestimmten und solidarischen Gesellschaft. Er wiirde junge Menschen
entmundigen, anstatt sie zu befahigen, Verantwortung-freiwillig Verantwortung zu
ubernehmen. Eine Musterung darf zudem nur dann erfolgen, wenn eine Person

Von Zeile 23 bis 28 einfugen:

2. sich nachhaltige Anreize fir langfristiges freiwilliges gesellschaftliches
Engagement[2]. Die Jugendverb&nde und Freiwilligendienste zeigen seit
Jahrzehnten, dass Engagement funktioniert, wenn es auf Freiwilligkeit beruht. Der
Bund muss daher bestehende Freiwilligendienste (wie FSJ, FOJ, IJFD, BFD) und
deren Trager strukturell, finanziell und rechtlich absichern. Dazu gehdrt ein
gesetzlicher Rechtsanspruch auf Forderung jeder abgeschlossenen

Von Zeile 30 bis 39:

2. Einsatzstellen und eine staatliche Vergttung auf BAf6G-Niveau, um soziale
Hurden abzubauenf2}[3]. Wir schlieRen uns daher der Forderung nach einem

Freiwilligendienste-Starkungsgesetz an[4]. Freiwilliges Engagement darf keine
Frage des Einkommens oder der sozialen Herkunft sein.
3. Generationengerechtigkeit.
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Es ist unfair und unsolidarisch, nur junge Menschen in die Pflicht zu nehmen, um

gesellschaftliche Missstdnde zu kompensieren. Bereits invergangenen Krisen, wie
bspw. der Corona-Pandemie, wurde immer wieder Verantwortung auf junge
Menschen Ubertragen. Die aktuellen und kommenden Belastungen flr junge
Menschen werden jedoch komplett aul3er Acht gelassen.
Generationengerechtigkeit muss endlich Kompass politischer Verantwortung
sein[5], z.B. im Bereich Zukunftsinvestitionen, Klimaschutz und Digitalisierung. Wir
fordern die Bundesjugendministerin explizit dazu auf, ihrer Verantwortung gerecht

zu werden und sich mit starker Stimme fir junge Menschen und ihre Bediirfnisse

einzusetzen.

Von Zeile 42 bis 67:

4. ernsthaft in alle politischen Prozesse einbezogen werden, die ihre Lebensrealitaten
betreffen. BieAuch und insbesondere in den Debatten zur Wehr- und Dienstpflicht
gehéren-dazudarf nicht nur Gber, sondern muss endlich mit jungen Menschen
gesprochen und deren Meinung ernst genommen werden. Politische Beteiligung ist
ein wesentlicher Bestandteil gesellschaftlicher Resilienz und legitimer
Entscheidungsprozesse. Deshalb bekraftigen wir unsere Forderung nach einem
Wabhlrecht ohne Altersgrenze[6]. Dariiber hinaus missen Jugendverbande als
zentrale Orte demokratischer Bildung und Friedenserziehung gefordert und in
politische Prozesse einbezogen sowie weitere geeignete Beteiligungsmalinahmen,
wie z.B. Jugendagipfel, durchgefihrt werden.

5. Gleichbehandlung und Geschlechtergerechtigkeit.

ege aVdaaMV/aVall D, aldalTaYa' m ncatarn O harn

Bei jeder Form von freiwilligem und verpflichtendem Engagement ist die
Geschlechtergerechtigkeit und Diskriminierungsfreiheit zu wahren. Alle Formen
von Pflichtdiensten, die aktuell diskutiert werden, betreffen ausschlief3lich junge,
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gesunde Manner. Diese Modelle sind aus unserer Sicht mit der Artikel 3 des

Grundgesetzes nicht vereinbar.

e Gleichwertigkeit von militdrischem und zivilem Dienst.

Jegliche Freiwilligendienste, egal ob militarisch oder zivil, missen finanziell,

strukturell und gesellschaftlich gleichwertig ausgestattet und anerkannt sein. Nur

dies schafft eine echte Wabhlfreiheit zwischen den Diensten und Einsatzstellen, die

im Sinne der Selbstbestimmung unbedingt ermdglicht werden muss.

e Begleitstrukturen.

Psychologische und sozialpddagogische Begleitstrukturen missen ein zentrales
Element fir Menschen in zivilen und militdrischen Diensten sein. Dafir mussen die
bestehenden Anlaufstellen und Trager systematisch untersttitzt und ausgebaut
werden. Junge Menschen durfen nicht zu Tatigkeiten verpflichtet werden, die ihrer

psychischen Gesundheit schaden oder Diskriminierung oder Traumatisierungen
férdern.

Von Zeile 69 bis 71:

[2]https://kjg.de/wp-content/uploads/2024/10/2024-10-HerbstBura-
Beschluss4-PositionspapierPflichtdienst.pdf
2[3]https://www.bdkj.de/fileadmin/bdkj/Dokumente/Beschluesse/3/3.101_Rechtsanspru-
ch_auf Foerderung_eines_Freiwiliigendienstes.pdf

gesellschaftsdienste-fuer-eine-resiliente-und-solidarische-gesellschaft/
[5]https://www.bdkj.de/fileadmin/bdkj/bdkj/gremien/hauptversammlung/hv2025/Besch-
luesse/3.107__ Generationengerechtigkeit_als_Kompass_politischer_Verantwortung.pd-f
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Al

[6]https://kjg.de/wp-content/uploads/2021/02/2014-beschluss-wahlrecht-von-geburt-
kingerecht.pdf

Begriundung
Ergebnisse des Antragscafeés.

Seite 4/ 4


https://kjg.de/wp-content/uploads/2021/02/2014-beschluss-wahlrecht-von-geburt-kingerecht.pdf
https://kjg.de/wp-content/uploads/2021/02/2014-beschluss-wahlrecht-von-geburt-kingerecht.pdf
http://www.tcpdf.org

	Ä1 zu InitiativA1: Freiwilligkeit statt Zwang – keine Rückkehr zur Wehrplicht!

